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Text 

Befristet beschäftigte Ausländer 

§ 5. (1) Ausländer, die in den Kalenderjahren 2006 bis 2010 im selben Wirtschaftszweig jeweils 
mindestens vier Monate im Rahmen von Kontingenten gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 135/2009 befristet beschäftigt waren, können sich bis 30. April 2012 bei den 
regionalen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice für eine weitere Beschäftigung in diesem 
Wirtschaftszweig registrieren lassen. Für diese registrierten befristet beschäftigten Ausländer dürfen 
Beschäftigungsbewilligungen im jeweiligen Wirtschaftszweig mit einer Geltungsdauer von längstens 
sechs Monaten, pro Kalenderjahr jedoch nur für die Gesamtdauer von insgesamt zehn Monaten, erteilt 
werden. Die Arbeitsmarktprüfung im Einzelfall entfällt (§ 4 Abs. 7 Z 6). 

(2) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann bei einem 
vorübergehenden zusätzlichen Arbeitskräftebedarf, der weder aus dem im Inland verfügbaren 
Arbeitskräftepotenzial noch mit EWR-Bürgern, Schweizern und gemäß Abs. 1 registrierten befristet 
beschäftigten Ausländern abgedeckt werden kann, durch Verordnung zahlenmäßige Kontingente 

 1. für eine zeitlich befristete Zulassung ausländischer Arbeitskräfte in einem bestimmten 
Wirtschaftszweig, in einer bestimmten Berufsgruppe oder Region oder 

 2. für die kurzfristige Zulassung ausländischer Erntehelfer, die zur sichtvermerksfreien Einreise in 
das Bundesgebiet berechtigt sind, 

festlegen. Er hat dabei die allgemeine Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes, insbesondere im 
betreffenden Teilarbeitsmarkt, zu berücksichtigen und darf die gemäß § 13 Abs. 4 Z 1 NAG festgelegte 
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Höchstzahl für befristet zugelassene ausländische Arbeitskräfte im Jahresdurchschnitt nicht überschreiten. 
Zeitlich begrenzte Überschreitungen sind zulässig. 

(3) Die Länder und die Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer auf 
Landesebene sind vor der Festlegung von Kontingenten gemäß Abs. 2 anzuhören. 

(4) Im Rahmen von Kontingenten gemäß Abs. 2 Z 1 dürfen Beschäftigungsbewilligungen mit einer 
Geltungsdauer von längstens sechs Monaten erteilt werden. Für Ausländer, die schon in den 
vorangegangenen drei Jahren jeweils im Rahmen eines Kontingents für die zeitlich befristete Zulassung 
ausländischer Arbeitskräfte im Wirtschaftszweig Land- und Forstwirtschaft beschäftigt waren und den 
Übergangsbestimmungen zur Arbeitnehmerfreizügigkeit unterliegen (§ 32a), dürfen in diesem 
Wirtschaftszweig Beschäftigungsbewilligungen bis zu einer Gesamtdauer von neun Monaten erteilt 
werden. Pro Ausländer dürfen Beschäftigungsbewilligungen nur für eine Gesamtdauer von zwölf 
Monaten innerhalb von 14 Monaten erteilt werden. Die Beschäftigung von Ausländern, die bereits zum 
Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt sind, ist bevorzugt zu bewilligen. 

(5) Im Rahmen von Kontingenten gemäß Abs. 2 Z 2 dürfen Beschäftigungsbewilligungen mit einer 
Geltungsdauer von längstens sechs Wochen erteilt werden. 

(6) Für Ausländer, die erstmalig für eine Beschäftigung im Rahmen von Kontingenten für die 
zeitlich befristete Zulassung ausländischer Arbeitskräfte und für die kurzfristige Zulassung ausländischer 
Erntehelfer aus dem Ausland angeworben werden, dürfen Beschäftigungsbewilligungen nur mit 
einhelliger Befürwortung des Regionalbeirats erteilt werden. 

(7) Für Ausländer, die zur sichtvermerksfreien Einreise berechtigt sind, ist vor Erteilung der 
Beschäftigungsbewilligungen im Rahmen von Kontingenten gemäß Abs. 2 eine fremdenpolizeiliche 
Unbedenklichkeitsbescheinigung (§ 31 Abs. 2 FPG) vorzulegen. Mit der Vorlage dieser Bescheinigung 
gilt § 4 Abs. 1 Z 1 als erfüllt. 
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